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Zugleich amtliches Bekanntmachungsorgan der Stadt Nortorf, des Schulverbandes Nortorf und der Ge-
meinden Bargstedt, Bokel, Borgdorf-Seedorf, Brammer, Dätgen, Eisendorf, Ellerdorf, Emkendorf, Gnutz, 
Groß Vollstedt, Krogaspe, Langwedel, Oldenhütten, Schülp bei Nortorf, Timmaspe und Warder 
Herausgeber: Amt Nortorfer Land. Schriftleitung: Der Amtsdirektor, 24589 Nortorf, Rathaus, Telefon (04392) 
40100, E-Mail: info@amt-nortorfer-land.de 
 
Das „Amtliche Bekanntmachungsblatt“ erscheint nach Bedarf und ist beim Amt Nortorfer Land, Niedernstraße 6, 
24589 Nortorf erhältlich oder kann im Internet unter der Adresse www.amt-nortorfer-
land.de/bekanntmachungen.html eingesehen werden. Dort haben Sie auch die Möglichkeit das Bekanntma-
chungsblatt digital zu abonnieren. Auf das Erscheinen und den Inhalt des amtlichen Teils wird in der „Landeszei-
tung“ im Wirtschaftsraum Nortorf hingewiesen.  
 
Gemeinde Borgdorf-Seedorf - Satzung der Gemeinde Borgdorf-Seedorf über die Erhebung von Beiträgen 
für die Herstellung, den Ausbau und Umbau sowie die Erneuerung von Straßen, Wegen und Plätzen (Stras-
senausbaubeitragssatzung) 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 57) und der §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in 
der Fassung vom 18.01.2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.11.2012 (GVOBl. 
Schl.-H., S. 740) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 02.07.2015 folgende Straßen-
ausbaubeitragssatzung erlassen: 
 

§ 1 - Allgemeines 
 
Zur teilweisen Deckung des Aufwandes für die Erneuerung sowie den Ausbau und Umbau  
 
a) von vorhandenen Ortsstraßen im Sinne des § 242 BauGB,  
b) von nach den §§ 127 ff. BauGB erstmalig hergestellten Straßen, Wegen und Plätzen und  
c) von nicht zum Anbau bestimmten Straßen, Wegen und Plätzen sowie für deren erstmalige Herstellung  
 
als öffentliche Einrichtung erhebt die Gemeinde Beiträge von denjenigen Grundstückseigentümerinnen und Grund-
stückseigentümern oder an deren Stelle von den zur Nutzung an diesen Grundstücken dinglich Berechtigten, de-
nen die Herstellung und Erneuerung sowie der Ausbau und Umbau Vorteile bringt.  
 

§ 2 - Beitragsfähiger Aufwand 
 
(1) Zum Aufwand, der durch Beiträge gedeckt wird, gehören nach Maßgabe des Bauprogramms die tatsächli-

chen Kosten insbesondere für  
 

1. den Erwerb der erforderlichen Grundflächen einschließlich der der beitragsfähigen Maßnahme zuzu-
ordnenden Ausgleichsflächen; hierzu gehört auch der Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermö-
gen eingebrachten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung einschließlich der Kosten der Bereitstel-
lung;  

 
2. die Freilegung der Flächen;  
 
3. den Straßen-, Wege- und Platzkörper einschließlich Unterbau, Oberfläche, notwendige Erhöhungen 

oder Vertiefungen, die Anschlüsse an andere Straßen, Wege und Plätze, insbesondere  
 

a) die Fahrbahn (einschließlich befestigter Randstreifen und Banketten bei nicht zum Anbau be-
stimmten Straßen, Wegen und Plätzen), 

b) die Gehwege,  
c) die Rinnen- und Randsteine, auch wenn sie höhengleich zu den umgebenden Flächen ausgebil-

det sind,  
d) die Park- und Abstellplätze,  
e) die Radwege,  
f) die kombinierten Geh- und Radwege,  
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g) die unbefestigten Rand- und Grünstreifen, das Straßenbegleitgrün in Form von Bäumen, Sträu-
chern, Rasen- und anderen Grünflächen sowie die Herrichtung der Ausgleichsflächen, die der 
Maßnahme zuzuordnen sind,  

h) die Böschungen, Schutz- und Stützmauern,  
i) die Bushaltebuchten;  

 
4. die Entwässerungseinrichtungen 

 
5. Möblierung einschließlich Blumenkübel, Sitzbänke, Absperreinrichtungen, Zierleuchten, Anpflanzungen 

und Spielgeräte, soweit eine feste Verbindung mit dem Grund- und Boden besteht.  
 

(2) Das Bauprogramm für die beitragsfähige Maßnahme kann bis zur Entstehung des Beitragsanspruchs geän-
dert werden. 

 
(3)  Zuwendungen aus öffentlichen Kassen sind nicht vom beitragsfähigen Aufwand abzusetzen, sondern dienen 

der Finanzierung des Gemeindeanteils. Soweit die Zuwendungen über den Gemeindeanteil hinausgehen, 
mindern sie den Beitragsanteil, sofern sie nicht dem Zuwendungsgeber zu erstatten sind. Andere Bestim-
mungen können sich aus dem Bewilligungsbescheid oder aus gesetzlich festgelegten Bedingungen für die 
Bewilligung von Zuwendungen ergeben.  

 
(4) Aufwand für die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Kreisstraßen oder Landesstraßen ist nur beitragsfä-

hig, soweit die Gemeinde Baulastträger ist.  
 
(5) Die Kosten für die laufende Unterhaltung der Straßen, Wege und Plätze sowie allgemeine Verwaltungskos-

ten gehören nicht zum Aufwand, für den Beiträge erhoben werden.  
 
(6) Mehrkosten für zusätzlich oder stärker auszubauende Grundstückszufahrten im öffentlichen Verkehrsraum 

sind keine beitragsfähigen Aufwendungen, sondern von der jeweiligen Grundstückseigentümerin bzw. vom 
jeweiligen Grundstückseigentümer zu erstatten.  

 
(7) Für Immissionsschutzanlagen, selbständige Park- und Abstellflächen sowie selbständige Grünflächen wer-

den aufgrund einer besonderen Satzung Beiträge erhoben.  
 

§ 3 - Beitragspflichtige / Beitragspflichtiger 
 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümerin oder Eigentümer des 
Grundstücks oder zur Nutzung am Grundstück dinglich Berechtigte oder Berechtigter ist. Mehrere Beitragspflichtige 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die Wohnungs- und 
Teileigentümerinnen bzw. Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.  
  

§ 4 - Vorteilsregelung, Gemeindeanteil 
 
(1) Vom beitragsfähigen Aufwand gemäß § 2 werden folgende Anteile auf die Beitragspflichtigen umgelegt (um-

lagefähiger Aufwand):  
 

1. für die Herstellung, Erneuerung, den Ausbau und Umbau der Fahrbahn (§ 2 Abs. 1 Ziffer 3a), für 
Radwege (§ 2 Abs. 1 Ziffer 3e) sowie für Böschungen, Schutz-, Stützmauern und Bushaltebuchten 
(§ 2 Abs. 1 Ziffer 3h und 3i) an Straßen, Wegen und Plätzen,  

 
a) die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen  

(Anliegerstraßen), bis zu einer durchschnittlichen 
 Fahrbahnbreite von 6,00 m,     53 v.H.  

b) die im Wesentlichen dem innerörtlichen Verkehr dienen  
(Haupterschließungsstraßen), bis zu einer durch- 
schnittlichen Fahrbahnbreite von 7,00 m,    25 v.H.  

c) die im Wesentlichen dem durchgehenden innerörtlichen  
Verkehr oder überörtlichen Durchgangsverkehr dienen  
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(Hauptverkehrsstraßen), bis zu einer durchschnittlichen 
Fahrbahnbreite von 8,50 m,     10 v.H.  

 
2. für die Herstellung, Erneuerung, den Ausbau und Umbau der übrigen Straßeneinrichtungen gemäß § 2 

Abs. 1 Ziffer 3b, c, d und g (Gehwege, Rinnen- u. Randsteine, Park- u. Abstellflächen, Rand- u. 
Grünstreifen) sowie Ziff. 4 (Entwässerungseinrichtungen) und Ziff. 5 (Möblierung) an Straßen, 
Wegen und Plätzen,  

 
a) die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen 

(Anliegerstraßen)       53 v.H.  
b) die im Wesentlichen dem innerörtlichen Verkehr dienen  

(Haupterschließungsstraßen)     35 v.H.  
c) die im Wesentlichen dem durchgehenden innerörtlichen 

Verkehr oder überörtlichen Durchgangsverkehr dienen  
(Hauptverkehrsstraßen)      30 v.H.  

 
3. für die Herstellung, Erneuerung, den Ausbau und Umbau von kombinierten Geh- und Radwegen ( § 

2 Abs. 1 Ziffer 3f ) an Straßen, Wegen und Plätzen,  
 

a) die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen  
(Anliegerstraßen)       53 v.H.  

b) die im Wesentlichen dem innerörtlichen Verkehr dienen  
(Haupterschließungsstraßen)     25 v.H.  

c) die im Wesentlichen dem durchgehenden innerörtlichen  
Verkehr oder überörtlichen Durchgangsverkehr dienen  
(Hauptverkehrsstraßen)      20 v.H.  

 
4. für die Herstellung, den Umbau und Ausbau sowie die Erneuerung von Straßen und Wegen, die nicht 

zum Anbau bestimmt sind (Außenbereichsstraßen),  
 

a) die überwiegend dem Anliegerverkehr dienen und keine Gemeindeverbindungsfunktion haben 
(insbesondere Wirtschaftswege im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 4a StrWG), werden den Anlieger-
straßen gleichgestellt (Abs. 1 Ziff. 1a, 2a, 3a)  

 
b) die überwiegend der Verbindung von Ortsteilen und anderen Verkehrswegen innerhalb des Ge-

meindegebietes dienen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3b 2. Halbsatz StrWG), werden den Haupterschließungs-
straßen gleichgestellt (Abs. 1 Ziff 1b, 2b, 3b),  

 
c) die überwiegend dem Verkehr zu und von Nachbargemeinden dienen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3b 

1.Halbsatz StrWG), werden den Hauptverkehrsstraßen gleichgestellt (Abs. 1 Ziff. 1c, 2c, 3c).  
 
5. Grunderwerb und Freilegung (§ 2 Abs. 1 Ziff. 1, und 2) werden den beitragsfähigen Teilanlagen bzw. 

Anlagen (§ 2 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6) entsprechend zugeordnet.  
 
(2) Endet eine Straße oder ein Weg mit einem Wendeplatz oder sind Abbiegespuren angelegt, so vergrößern 

sich dafür die in Abs. 1 Ziffer 1 angegebenen Maße um die Hälfte, im Bereich eines Wendeplatzes auf min-
destens 18 m. Die Maße gelten nicht für Aufweitungen im Bereich von Einmündungen.  

 
(3) Die Anteile am beitragsfähigen Aufwand, die nicht nach Absatz 1 umgelegt werden, werden als Abgeltung 

des öffentlichen Interesses von der Gemeinde getragen (Gemeindeanteil).  
 

§ 5 - Abrechnungsgebiet - Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 
 
(1) Der nach § 4 ermittelte umlagefähige Aufwand wird auf die Grundstücke, denen durch die Inanspruchnah-

memöglichkeit der Einrichtung Vorteile erwachsen, nach Maßgabe des § 6 verteilt (Abrechnungsgebiet).  
 



 

 

Amtliches Bekanntmachungsblatt 
des Amtes Nortorfer Land 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 
 

 

Jahrgang 2015 10.07.2015 Nr. 27 

 
Seite 4 von 13 

(2) Das Abrechnungsgebiet bilden die gesamten Grundstücke, denen von der Straße, dem Weg oder Platz als 
öffentlicher Einrichtung (§ 1) Zugangs- oder Anfahrmöglichkeit verschafft wird (erschlossene Grundstücke im 
weiteren Sinne).  

 
(3) Für selbständig benutzbare Abschnitte einer Einrichtung kann der Aufwand selbständig ermittelt und erhoben 

werden. Wird ein Abschnitt gebildet, so besteht das Abrechnungsgebiet aus den durch den Abschnitt er-
schlossenen Grundstücken.  

 
(4) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtlichem Sinne 

(Buchgrundstück).  
 

§ 6 - Beitragsmaßstab 
 
(1) Der Beitragsanteil wird nach der gewichteten Grundstücksfläche auf die das Abrechnungsgebiet (§ 5) bilden-

den Grundstücke verteilt.  
 
(2) Für die Ermittlung der Grundstücksfläche gilt:  
 

1. Soweit Grundstücke im Bereich eines Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) einer Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB oder in einem Gebiet, liegen, für das ein Bebauungsplanentwurf die Voraussetzungen des § 33 
BauGB erfüllt, wird die Fläche, auf die der Bebauungsplan, die Satzung nach § 34 Abs. 4 bzw. der Be-
bauungsplanentwurf die bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung 
bezieht, in vollem Umfang (Vervielfältiger 1,0) berücksichtigt. Für Teile der Grundstücksfläche, auf die 
der Bebauungsplan die bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung 
nicht bezieht oder Grundstücke, die danach nicht baulich, gewerblich, industriell oder in vergleichbarer 
Weise nutzbar sind, gilt ein Vervielfältiger von 0,05; Abs. 2 Ziff. 3 c gilt entsprechend.  

 
2. Liegt ein Grundstück oder liegen Teile der Grundstücksfläche nicht im Geltungsbereich eines Bebau-

ungsplanes oder einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, aber im unbeplanten Innenbereich (§ 34 
BauGB) oder im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung), 
wird die Grundstücksfläche, die baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt wird oder ge-
nutzt werden kann, in vollem Umfang (Vervielfältiger 1,0) berücksichtigt. Als Fläche in diesem Sinne 
gilt die Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m (Tiefenbegrenzungsregelung). Ist das Grund-
stück über die Tiefenbegrenzungsregelung hinaus baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar 
genutzt, wird die Fläche bis zum Ende dieser Nutzung zugrunde gelegt. Als Bebauung in diesem Sin-
ne gelten nicht untergeordnete Baulichkeiten wie z.B. Gartenhäuser, Schuppen, Ställe für die Geflü-
gelhaltung für den Eigenverbrauch und dgl., wohl aber Garagen. Bei Grundstücken, auf denen eine 
Hinterbebauung (zweite Baureihe) zulässig ist, wird die Fläche bis zu einer Tiefe von 100 m zugrunde 
gelegt. Für die vorstehenden Regelungen dient zur Abgrenzung der baulich, gewerblich, industriell o-
der vergleichbar genutzten Grundstücksfläche eine Linie im gleichmäßigen Abstand von der Straße, 
dem Weg oder dem Platz.  

 
Der Abstand wird  
 
a) bei Grundstücken, die an die Straße, den Weg oder Platz angrenzen, von der Straßengrenze 

aus gemessen,  
b) bei Grundstücken, die mit der Straße, dem Weg oder dem Platz nur durch eine Zuwegung ver-

bunden sind, vom Ende der Zuwegung an gemessen,  
c) bei Grundstücken, die so an einem Platz, einem Wendehammer oder in einer Lage zur Straße 

oder zum Weg liegen, dass eine Linie nach Buchst. a) oder b) nicht ermittelt werden kann, als 
Kreisbogen um den Mittelpunkt des Platzes gebildet,  

d) bei Grundstücken, die nicht an die Straße, den Weg oder Platz angrenzen, von der nächsten zu-
gewandten Grundstücksseite aus gemessen.  

 
Die über die nach den vorstehenden Tiefenbegrenzungsregelungen hinaus gehenden Flächen des 
Grundstücks, die nicht baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt werden können, wer-
den mit dem Vervielfältiger 0,05 angesetzt.  
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3.  a) Für bebaute Grundstücke im Außenbereich ( § 35 BauGB ) wird als Grundstücksfläche für den be-

bauten Teil die mit Gebäuden überbaute Fläche vervielfältigt mit 5, der übrige Teil der Grundstücksflä-
che wird mit dem Vervielfältiger 0,05 berücksichtigt; höchstens wird die tatsächliche Grundstücksflä-
che berücksichtigt.  

 
b) Unbebaute landwirtschaftlich genutzte Grundstücke im Außenbereich werden mit dem Vervielfältiger 
0,05 multipliziert. Zu den landwirtschaftlich genutzten Grundstücken werden auch Weihnachtsbaumkul-
turen gerechnet. Grundstücke oder Grundstücksteile, die im Sinne des Landeswaldgesetzes als Wald 
einzustufen sind, werden mit dem Vervielfältiger 0,02 berücksichtigt – dies gilt nicht, wenn der zusam-
menhängend bewaldete Teil des Grundstücks eine Grundstücksfläche von 1.000 qm unterschreitet 
oder nur einen untergeordneten Teil der Nutzung darstellt.  
 
c) Der unbebaute gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzte Teil von Grundstücken im 
Außenbereich wird mit dem Vervielfältiger 1,0, der übrige Teil der Grundstücksfläche wird mit dem 
Vervielfältiger 0,05 berücksichtigt. Als Nutzung in ähnlicher Weise gelten insbesondere Schulhöfe, ge-
nutzte Flächen von Kompostieranlagen, Biogasanlagen, Güllelagerstätten, Abfallbeseitigungsanlagen, 
Stellplätze, Kiesgruben, Lagerplätze oder dauerhaft angelegte Silageplätze landwirtschaftlicher Betrie-
be.  
 

4.  Anstelle der in Ziffer 1 bis 3 geregelten Vervielfältiger wird die (bebaute und unbebaute) Grundstücks-
fläche bei nachfolgenden Funktionen in den Fällen der Ziffer 1 aufgrund der zulässigen, in den Fällen 
der Ziffer 2 und 3 aufgrund der tatsächlichen Nutzungen gemäß nachstehender Tabelle angesetzt:  

 
a) Sportplätze 0,3  
b) Freibäder 0,3  
c)  Klärwerke/Abwasserteichanlagen 0,3 
d) Flächen für den Naturschutz und die Landschaftspflege ohne landwirtschaftliche Nutzung 0,01 
e)  Flächen für den Naturschutz und die Landschaftspflege mit eingeschränkter landwirtschaftlicher 

Nutzung 0,03  
f) Teichanlagen, die zur Fischzucht dienen, und sonstige privat genutzte Teichanlagen 0,03  
g)  Wasserflächen von Seen 0,01 
h) Gartenbaubetriebe im Außenbereich 0,4  
i)  baulich nicht genutzte Grundstücke für Erholungs- und Freizeitzwecke am Borgdorfer See sowie 

Grundstücke mit Steganlagen 0,10 
j)  Campingplatze/Wohnmobilplätze 1,0 
 

(3) Für die Ermittlung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die nach Absatz 2 ermittelte Grundstücks-
fläche, ohne die mit dem Vervielfältiger 0,01, 0,02, 0,03 und 0,05 berücksichtigten Flächen, 

 
1. vervielfacht mit:  
 

a) 1,00 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss  
b) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen  
c) 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen  
d) 1,65 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen  
e) 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen.  

 
2. Für Grundstücke, die von einem Bebauungsplan oder einem Bebauungsplanentwurf erfasst sind, 

ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:  
 

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse. 
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baumassenzahl ge-

teilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.  
c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchstzuläs-

sige Höhe, geteilt durch 2,6, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.  
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Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder vorhan-
den, ist diese zugrunde zu legen; das gilt entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl o-
der die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten wird. Wenn sowohl die Baumasstenzahl als 
auch die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt wird, ist bei der Berechnung auf die zulässige Ge-
bäudehöhe abzustellen.   

 
3. Für Grundstücke oder Grundstücksteile, soweit sie von einem Bebauungsplan nicht erfasst sind oder 

für Grundstücke oder Grundstücksteile, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die 
Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse  

 
a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse. 

Sind keine Vollgeschosse vorhanden gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerks ge-
teilt durch 2,6, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden; mindestens 
wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.  

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken zulässi-
gen Vollgeschosse;  

c) bei Kirchengrundstücken sowie Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber 
gewerblich oder industriell genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt;  

d) bei Grundstücken, auf denen Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden sind, sowie bei 
Camping- und Wohnmobilplätzen wird die tatsächlich vorhandene Zahl der Geschosse, mindes-
tens ein Vollgeschoss, zugrunde gelegt.  

 
(4)  Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe-, Industrie- oder sonstigen Sondergebieten (§ 11 BauNVO ) sowie 

Grundstücke in anderen Gebieten und im Außenbereich, die überwiegend gewerblich oder industriell genutzt 
werden, werden die nach Abs. 3 ermittelten Flächen (ohne die mit den Vervielfältigern 0,01, 0,02, 0,03 und 
0,05 berechneten Flächen) um 30 v.H. erhöht. Ob ein Grundstück, das sowohl Wohnzwecken als auch ge-
werblichen Zwecken dient, überwiegend im Sinne des Satzes 1 genutzt wird, bestimmt sich nach dem Ver-
hältnis der Nutzflächen. Hat die gewerbliche Nutzung des Gebäudes nur untergeordnete Bedeutung und be-
zieht sich die Nutzung überwiegend auf die Grundstücksfläche (z.B. Fuhrunternehmen, Betrieb mit großen 
Lagerflächen u.ä.), so ist für die Beurteilung der überwiegenden Nutzung anstelle der Geschossfläche von 
der Grundstücksfläche auszugehen.  

 
(5) Grundstücke, die durch mehrere Straßen, Wege und Plätze erschlossen werden (Eckgrundstücke), sind für 

alle Straßen, Wege und Plätze beitragspflichtig; der sich nach § 6 Abs. 2 bis 4 ergebende Beitrag wird nur zu 
zwei Dritteln erhoben. Den übrigen Teil trägt die Gemeinde. Die vorstehenden Regelungen gelten nicht, 
wenn die Gemeinde für die zweite Straße keine Baulast an der Fahrbahn hat, für landwirtschaftliche genutzte 
Grundstücke ohne bauliche Nutzung (Acker- und Grünlandflächen) sowie ebenfalls nicht für Grundstücke in 
Kern-, Gewerbe-, Industrie- oder sonstigen Sondergebieten (§ 11 BauNVO) sowie für Grundstücke in ande-
ren Gebieten, die überwiegend gewerblich oder industriell genutzt werden; Abs. 4 Sätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend. 

 
(6) Liegt ein Grundstück zwischen zwei Straßen, Wegen oder Plätzen, so ist Absatz 5 entsprechend anzuwen-

den. Absatz 5 ist auch anzuwenden, wenn ein Grundstück an einem Straßenzug liegt, für den in Höhe des 
Grundstückes beitragsrechtlich zwei gesondert abzurechnende Einrichtungen zu bilden sind (z.B. Übergang 
vom Innenbereich in den Außenbereich, Einrichtungen mit unterschiedlicher Verkehrsfunktion). 

 
§ 7 - Entstehung der Beitragspflicht 

 
Die Beitragspflicht entsteht mit dem Abschluss der beitragsfähigen Maßnahme entsprechend dem Bauprogramm. 
Bei einer Kostenspaltung entsteht der Teilanspruch mit dem Abschluss der Teilmaßnahme und dem Ausspruch der 
Kostenspaltung.  
 

§ 8 - Kostenspaltung 
 
Die Gemeinde kann die Erhebung von Beiträgen ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge getrennt für jede 
Teileinrichtung oder zusammen für mehrere Teileinrichtungen selbständig anordnen. Teileinrichtungen sind:  
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1. die Fahrbahn einschließlich der Park- und Abstellflächen, der Rinnen- und Randsteine sowie der Bus-

haltebuchten,  
2. die Radwege,  
3. die Gehwege,  
4.  die Straßenentwässerungseinrichtungen, 
5 die kombinierten Geh- und Radwege und  
6. die Möblierung von Straßen-, Wege und Plätzen.  

 
Aufwendungen für den Grunderwerb, die Freilegung und das Straßenbegleitgrün werden den Teilanlagen entspre-
chend zugeordnet. Unbefestigte Rand- und Grünstreifen sowie Böschungen, Schutz- und Stützmauern gehören 
jeweils zu den unmittelbar angrenzenden Teilanlagen. 
 

§ 9 -  Beitragsbescheid 
 
(1) Sobald die Beitragspflicht entstanden ist (§ 7), werden die Beiträge durch schriftlichen Bescheid festgesetzt.  
 
(2) Der Beitragsbescheid enthält:  
 

1. Die Bezeichnung der Maßnahme, bei Kostenspaltung der Teilmaßnahme, für die Beiträge erhoben 
werden,  

2. den Namen der / des Beitragspflichtigen,  
3. die Bezeichnung des Grundstückes,  
4. die Höhe des Beitrages,  
5. die Berechnung des Beitrages,  
6. die Angabe des Zahlungstermins,  
7. eine Rechtsbehelfsbelehrung.  

 
§ 10 - Vorauszahlungen 

 
Sobald mit der Durchführung einer beitragsfähigen Maßnahme begonnen worden ist, kann die Gemeinde ange-
messene Vorauszahlungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages erheben. Vorauszahlungen können auch 
für die in § 8 aufgeführten Teilmaßnahmen verlangt werden. Vorauszahlungen werden nicht verzinst.  
 

§ 11 - Fälligkeit 
 
(1) Der Beitrag wird einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. Die Gemeinde kann auf Antrag 

Stundung oder Verrentung bewilligen. 
 
(2)  Bei Verrentung wird der Beitrag durch Bescheid in eine Schuld umgewandelt, die in höchstens zehn Jahres-

leistungen zu entrichten ist. Der Antrag ist vor Fälligkeit des Beitrags zu stellen. In dem Bescheid sind Höhe 
und Zeitpunkt der Fälligkeit der Jahresleistungen zu bestimmen. Der jeweilige Restbetrag ist mit 3 vom 
Hundert über dem Basiszinssatz gemäß § 247 BGB jährlich zu verzinsen. Maßgebend ist der Basiszinssatz 
am 1.1. des jeweiligen Kalenderjahres. Die Jahresraten sind wiederkehrende Leistungen im Sinne des § 10 
Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung. Die Beitragsschuldnerin 
oder der Beitragsschuldner kann am Ende jeden Jahres den Restbetrag ohne weitere Zinsverpflichtung til-
gen. Bei Veräußerung des Grundstücks oder des Erbbaurechts wird der Beitrag in voller Höhe des Restbe-
trags fällig. 

 
§ 12 - Ablösung 

 
Vor Entstehung der Beitragspflicht kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch Vertrag zwischen Beitragspflichti-
gem und Gemeinde in Höhe des voraussichtlich entstehenden Anspruchs abgelöst werden. Für die Berechnung 
des Ablösebetrages gelten die Bestimmungen dieser Satzung. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.  
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§ 13 - Datenverarbeitung 

 
(1)  Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festsetzung der Beiträge im Rahmen der Veranlagung nach 

dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Da-
ten gemäß § 10 Abs. 4 in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Nr. 1 Landesdatenschutzgesetz (LDSG)) aus Datenbe-
ständen, die der Gemeinde/dem Amt aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 
Baugesetzbuch (BauGB) bekannt geworden sind und aus dem beim Landesamt für Vermessung und Geoin-
formation geführten Liegenschaftskataster, aus den beim Grundbuchamt geführten Grundbüchern, aus den 
bei dem Amt geführten Personenkonten sowie Meldedateien und bei der unteren Bauaufsichtsbehörde ge-
führten Bauakten zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden 
übermitteln lassen und nur zum Zwecke der Beitragserhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

 
(2)  Die der Gemeinde nach Abs. 1 zustehenden Rechte zur Datenübermittlung und Datenverarbeitung gelten 

entsprechend für das Amt Nortorfer Land als die für die Gemeinde zuständige Verwaltungsbehörde.  
 

§ 14 - Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
Borgdorf-Seedorf, den 06.07.2015 
Gemeinde Borgdorf-Seedorf 
Der Bürgermeister 
Gez. Trede 
 
 
Vorstehende Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Borgdorf-Seedorf wird hiermit amtlich bekanntge-
macht.  
 
Amt Nortorfer Land 
Der Amtsdirektor 
Gez. Staschewski 
 
 
Gemeinde Emkendorf - Einladung zu einer Einwohnerversammlung der Gemeinde Emkendorf 
Die nächste Einwohnerversammlung der Gemeinde Emkendorf findet am Montag, 20.07.2015, 18:30 Uhr, in der 
Gaststätte ´Hopfenstübchen´, Emkendorfer Straße 65 a, 24802 Emkendorf, statt. 
 
T A G E S O R D N U N G 

Öffentlicher Teil: 

 
 1. Eröffnung der Sitzung  
   
 2. Deckenerneuerung Kreisstraße 41  
   
 3. Information über Planungen  
   
 3.1. 2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Emkendorf  
   
 3.2. Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Emkendorf  
   
 4. Verschiedenes  
   
 
Runge 
Bürgermeister 
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Gemeinde Emkendorf - Einladung zu einer Sitzung der Gemeindevertretung Emkendorf 
Die nächste Sitzung der Gemeindevertretung Emkendorf findet am Montag, 20.07.2015, 19:30 Uhr, in der 
Gaststätte ´Hopfenstübchen´, Emkendorfer Straße 65 a, 24802 Emkendorf, statt.  
Sollte die vorhergehende Einwohnerversammlung länger als 19:30 Uhr dauern, verschiebt sich der Beginn der 
Sitzung dementsprechend. 
 
T A G E S O R D N U N G 

 

Öffentlicher Teil: 

 
 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

   
 2. Änderungsanträge zur Tagesordnung, Beschlussfassung über Tagesordnungs-

punkte, die nichtöffentlich beraten werden sollen, Feststellung der Tagesordnung 
 

   
 3. Genehmigung des Protokolls vom 18.05.2015  
   
 4. Anfragen der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter  
   
 5. 2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Emkendorf für das Gebiet 

"westlich der Emkendorfer Straße, südlich des Schul- und Sportgeländes, zwi-
schen den Hausnummern 103 und 103 a, auf dem Flurstück 1/14, Flur 8, Gemar-
kung Kleinvollstedt" mit einer Ausweisung als "Fläche für den Gemeinbedarf" ; 
Aufstellungsbeschluss 

 

   
 6. Bebauungsplan Nr. 3 der Gemeinde Emkendorf für das Gebiet "westlich der Em-

kendorfer Straße, südlich des Schul- und Sportgeländes, zwischen den Haus-
nummern 103 und 103 a, auf dem Flurstück 1/14, Flur 8, Gemarkung Klein-
vollstedt" ; Aufstellungsbeschluss 

 

   
 7. Baumaßnahme an der Gaststätte  
   
 8. Freiwilliger Anschluss an die gemeindliche Abwasserbeseitigung  
   

Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Maßgabe der Beschlussfassung durch obiges Gremium 
voraussichtlich nichtöffentlich behandelt: 

 9. Grundstücksangelegenheiten  
   
 
Runge 
Bügermeister 
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Gemeinde Krogaspe - Vollsperrung der K 11 in Richtung Neumünster in Höhe Wilhelmsruh 
Im Zuge des Ausbaues der BAB A7 wird im Verlauf der K 11 die Brücke über die Autobahn für den Fahrzeugver-
kehr in der Zeit von Sonnabend, 18. Juli 2015 ab 18.00 Uhr bis Montag, 20. Juli 2015 um 02.00 Uhr voll ge-
sperrt. Ein Erreichen der Siedlung „Wilhelmsruh“ ist gewährleistet. Eine Umleitung wird ausgeschildert. 
 
Amt Nortorfer Land 
Fachbereich III / 1 
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Gemeinde Langwedel - Einladung zur Sitzung der Gemeindevertretung Langwedel 
Die nächste Sitzung der Gemeindevertretung Langwedel findet am Mittwoch, 22.07.2015, 19:30 Uhr, in der 
Gaststätte ´Sportheim´, Am Sportplatz 1 b, 24631 Langwedel, statt. 
 
T A G E S O R D N U N G 
Öffentlicher Teil: 
 
 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

   
 2. Änderungsanträge zur Tagesordnung, Beschlussfassung über Tagesordnungs-

punkte, die nichtöffentlich beraten werden sollen, Feststellung der Tagesordnung 
 

   
 3. Genehmigung des Protokolls vom 25.03.2015  
   
 4. Einwohnerfragestunde  
   
 5. Mitteilungen des Bürgermeisters  
   
 6. Anfragen der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter  
   
 7. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 11 der Gemeinde Langwedel für den Bereich "Ziegelei" mit 

einer Festlegung als "Sondergebiet Biogasanlage"; Entwurfs- und Auslegungsbeschluss 
 

   
 8. Beteiligung an der Anschaffung einer neuen Drehleiter für die FF Nortorf  
   
 9. Schaffung von zusätzlichen Betreuungsplätzen für U-3-Kinder  
   
 10. Teilweise Umgestaltung des Friedhofs Langwedel  
   
 11. Antrag auf Errichtung von Straßenbeleuchtung  
   
 12. Einbau von 2 neuen Sektionaltoren im Feuerwehrgerätehaus Langwedel  
   
 13. Erneuerung des Terassenelementes im Bucherthaus  

Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Maßgabe der Beschlussfassung durch obiges Gremium 
voraussichtlich nichtöffentlich behandelt: 

 14. Personalangelegenheiten  
 
Spießhoefer 
Bürgermeister 
 
 
Stadt Nortorf - Einladung zur NDR-Sommertour am 18.07.2015 um 18:00 Uhr in Nortorf auf dem Marktplatz 
In diesem Jahr ist auch Nortorf Station der NDR Sommertour. Im Mittelpunkt jeder Sommertour-Station steht wie 
immer die Stadtwette. Die Stadt muss gemeinsam mit ihren Bürgerinnen und Bürgern eine Aufgabe erfüllen, die 
der NDR stellt. Gelingt dies nicht, muss die Stadt einen vorher vereinbarten Wetteinsatz einlösen. Gewinnt die 
Stadt, müssen die NDR Moderatoren ran. 
Musikalisch abgerundet wird die Veranstaltung von den Gruppen  „Marquess“ und „Tin Lizzy“. Der Eintritt ist frei. 
 
Ich lade alle Nortorfer Bürgerinnen und Bürger zu dieser interessanten Veranstaltung ein und erhoffe mit Ihrer Hilfe 
einen erfolgreichen Ausgang der Stadtwette. 
 
Horst H. Krebs 
Bürgermeister 
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Gemeinde Warder - Einladung zu einer Sitzung der Gemeindevertretung Warder 
Die nächste Sitzung der Gemeindevertretung Warder findet am Dienstag, 14.07.2015, 19:30 Uhr, in der Gaststätte 
´Zum Assmus´, Dorfstraße 42, 24646 Warder, statt. 
 
T A G E S O R D N U N G 

Öffentlicher Teil: 

 
 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der Anwe-

senheit und der Beschlussfähigkeit 
 

   
 2. Änderungsanträge zur Tagesordnung, Beschlussfassung über Tagesordnungspunkte, 

die nichtöffentlich beraten werden sollen, Feststellung der Tagesordnung 
 

   
 3. Genehmigung des Protokolls vom 11.03.2015  
   
 4. Einwohnerfragestunde  
   
 5. Mitteilungen des Bürgermeisters  
   
 6. Anfragen der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter  
   
 7. Zustimmung zur Wahl der stellv. Gemeindewehrführerin der Freiwilligen Feuerwehr Warder  
   
 8. Festsetzung des Betriebskostenzuschusses an den Sportverein Warder e. V. für das Be-

triebsjahr 2014 
 

   
 9. Klarstellungs- und Einbeziehungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 BauGB für das 

Gebiet "Östlich der Badestelle, zwischen Dorfstraße und Warder See, umfassend  das 
Grundstück Dorfstraße 46, Flurst. 55/7, Flur 4, Gemarkung Warder"; 
Satzungsbeschluss 

 

   
 10. Anschaffung eines Spielgerätes für den Spielplatz Schulstraße  
   
 11. Genehmigung von Eilentscheidungen des Bürgermeisters  
   
 11.1. Erneuerung des Zaunes am Sportplatz  
   
 11.2. Erneuerung und Erweiterung des Zaunes am Spielpatz Schulstraße  
   
 11.3. Neugestaltung der erweiterten Fläche der Badestelle  
   

Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Maßgabe der Beschlussfassung durch obiges Gremium 
voraussichtlich nichtöffentlich behandelt: 

 12. Personalangelegenheit  
   
 
Lucht 
Bürgermeister 
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Gemeinde Warder - Einladung zur Einweisung in die Anwendung eines Defibrillators 
Die Gemeindevertretung Warder hat in einer der letzten Sitzungen beschlossen, einen Defibrillator anzuschaffen. 
Der Standort des Gerätes ist an der Gaststätte „Zum Assmus“. Die Aufstellung erfolgt am Donnerstag, 
den16.7.2015, um 19:00 Uhr verbunden mit einer Einweisung in die Anwendung des Gerätes. Zur Teilnahme an 
dieser Einweisung sind interessierte Bürger herzlich eingeladen.  
 
Lucht 
Bürgermeister 
 
 
Schulverband Nortorf - Einladung zu einer Sitzung des Finanz- und Bauausschusses des Schulverbandes 
Nortorf 
Die nächste Sitzung des Finanz- und Bauausschusses des Schulverbandes Nortorf findet am Donnerstag, 
16.07.2015, 19:00 Uhr, im Sitzungszimmer 227, Rathaus Nortorf, Niedernstraße 6, 24589 Nortorf, statt. 
 
T A G E S O R D N U N G 
 

Öffentlicher Teil: 

 
 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

   
 2. Änderungsanträge zur Tagesordnung, Beschlussfassung über Tagesordnungs-

punkte, die nichtöffentlich beraten werden sollen, Feststellung der Tagesordnung 
 

   
 3. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung vom 04.03.2015  
   
 4. Einwohnerfragestunde  
   
 5. Mitteilungen des Schulverbandsvorstehers  
   
 6. Beschäftigung von Schulassistentinnen/Schulassistenten  
   
 
Horst H. Krebs 
Ausschussvorsitzender 
 
 
 
Sozialzentrum Nortorf - Pflegestützpunkt im Kreis Rendsburg-Eckernförde, Außenstelle Nortorf - Psycho-
sozialer Krisendienst  
Beratung und Hilfe in allen seelischen Notlagen.  
Täglich rund um die Uhr (auch am Wochenende) Tel. 04331/132323. 
Soziales Beratungs- und Dienstleistungszentrum 
Wir helfen Ihnen, rufen Sie uns an: Tel. 04392/2139 
 
Öffnungszeiten:  
Montag, Dienstag, Freitag  von  8.30 Uhr - 12.30 Uhr 
Donnerstag                               13.00 Uhr - 17.00 Uhr 
Niedernstraße 6, 24589 Nortorf 
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